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Erklärter Gegner vieler Anti-Corona-Maßnahmen in Bayern: Journalist und FDP-Politiker Helmut Markwort in seinem Arbeitszimmer. Foto: imago

„Infame Agitation“

AZ: Herr Markwort, Ihre
Partei, die FDP, betreibt unter
der Führung von Christian
Lindner auf Bundesebene eine
Art Fundamental-Opposition
zur Großen Koalition, wenn es
um die Anti-Corona-Maßnah-
men geht. Warum?
HELMUT MARKWORT: Was
heißt fundamental? Haben Sie
gesagt fundamental?
Ja!

Das sehe ich unterschiedlich.
Es gibt Vernünftiges und es gibt
unerklärlich Willkürliches. Ich
mache mir halt Sorgen, dass die
Akzeptanz dieser Maßnahmen
in der Bevölkerung nachlässt,
weil die Leute sehen, wie unbe-
gründet manches ist.
Zum Beispiel?
Dass man keinen Unterschied
macht zwischen Restaurants
und Bars. In einem Restaurant,
in dem die Tische hygienisch
ordentlich voneinander ge-
trennt sind, da kann man doch
hingehen und essen. Bei einer
Bar, in der das Gedränge dazu-
gehört, da verstehe ich die
Schließung. Oder die Kirchen,
die sind zum Beispiel geöffnet.
Da habe ich einen Vorschlag an
die Kirchen, die ja zunehmend
unter Sympathieschwund lei-
den. Warum geht nicht mal
eine Kirche her und bietet ei-
nem Theater ihre Räume an,
damit es dort spielen kann?
Die Schließung der Theater
muss Sie als Teilzeit-Bühnen-
schauspieler hart treffen.
Ich habe im Staatstheater in
Darmstadt zwei Vorstellungen
mit jeweils 1000 verkauften
Karten. Da mache ich mir die
größten Sorgen, wie das wei-
tergehen soll. Also, ich verstehe
manches und manches nicht.
Warum öffnet man in Mün-

mein Alter, meine Erfahrung,
meine Unabhängigkeit.
Bayerns Ministerpräsident
Markus Söder (CSU, d. Red.)
hat aus seinem Zorn auf die
FDP wegen ihrer Haltung kei-
nen Hehl gemacht. Er hat sie
sogar in die Nähe der AfD ge-
rückt. Trifft Sie seine Kritik?
Das ist eine infame Agitation,
die darauf zielt, die FDP bei der
nächsten Bundestagswahl un-
ter die fünf Prozent zu drücken.
Das ist eine Unverschämtheit.
Er ist so intelligent, dass er das
wider besseren Wissens gesagt
hat. Ich rechne allerdings da-
mit, dass er diese Taktik wäh-
rend des Wahlkampfs systema-
tisch wiederholen wird. Als
kluger Rechner und professio-
neller Politiker weiß er, dass
die Union mehr Sitze holt,
wenn die FDP nur 4,9 Prozent
hätte. Auf diese Strategie müs-
sen wir uns einstellen.

„Da gab es null AfD
– und der Söder war in
Nürnberg in der Schule“

Sie klingen wenig überrascht.
Nein, ich habe das im Landtag
gesagt bei meiner Rede zur ge-
planten Erhöhung der Rund-
funkgebühren. Da ist die FDP
strikt dagegen und wurde des-
halb auch schon in die Nähe
der AfD gestellt. Aber ich habe
schon für Sparsamkeit und
Wirtschaftlichkeit der öffent-
lich-rechtlichen Rundfunkan-
stalten polemisiert und ge-
schrieben, da gab es noch null
AfD – und der Söder war in
Nürnberg in der Schule. Das är-
gert mich, dass sie uns da hin-
drängen wollen.
Mit allem gebotenen Respekt:
Sie sind 83 Jahre alt und gehö-
ren zur Risikogruppe. Haben
Sie keine Angst vor Corona?
Ich habe mich früher mal viel
mit der Spanischen Grippe be-
schäftigt, die vor 100 Jahren ge-
wütet hat. Das war eine Killer-
Pandemie, da sind Leute mas-
senweise gestorben. Heute lese
ich mit Erleichterung eine Son-
derauswertung des Statisti-
schen Bundesamts. Danach lag
die Zahl der Sterbefälle „im
Rahmen üblicher Schwan-
kung“. In der letzten Woche
starben in Deutschland 16 925
Menschen. Im Durchschnitt
der letzten vier Jahre gab es
17 389 Todesfälle. Trotzdem
bin ich vorsichtig.

Interview: Clemens Hagen

Leute treffen oder es ein biss-
chen Lärm gibt.
Das hat etwas von Corona-
Blockwart, was angesichts der
deutschen Geschichte tatsäch-
lich schwierig ist.
Es gibt viele Leute, die haben
eine Hausmeister-Mentalität,
die sich dann zum Blockwart
steigern könnte.
Mal angenommen, Hoteliers
und Wirte hätten Erfolg mit
ihren Klagen: Wäre die FDP
dann nicht sogar mitschuldig
an einem eventuellen Schei-
tern der Anti-Corona-Bemü-
hungen der Bundesregierung
und der Landesregierungen?
Es gibt Untersuchungen vom
Robert-Koch-Institut, wonach
die Zahl der Infektionen durch
die Gastronomie 0,5 Prozent
beträgt. Nach anderen Berech-
nungen sogar nur 0,3 Prozent.
Das ist ein so minimaler Anteil.
Genauso die Oper. Wir haben
in München die größte Oper
Deutschlands mit 2100 Sitz-
plätzen. Da waren 200 bis 500
Leute drinnen, das war völlig in
Ordnung – und das muss man
doch auch sagen dürfen.
Muss es in diesen Dingen mehr
kritische Meinungsäußerun-
gen geben wie die Ihre?
Man sieht doch, wie die Obrig-
keit mit abweichlerischen
Stimmen umgeht. Den Leiter
des Gesundheitsamtes Aich-
ach-Friedberg, den Herrn Pür-
ner, hat man strafversetzt ins
Landesamt für Gesundheit und
Lebensmittelsicherheit. Das
finde ich nicht in Ordnung.
In Nordrhein-Westfalen und
Rheinland-Pfalz trägt die FDP
Regierungsverantwortung –
und damit auch die Anti-Coro-
na-Maßnahmen der jeweili-
gen Bundesländer mit. Kein
Widerspruch für Sie?
Ich denke, dass die Liberalen
wegen dieser Themen nicht die
Koalition platzen lassen wol-
len. Aber ich hoffe, dass sie auf
mildernde Maßnahmen hinge-
wirkt haben. Ich verstehe die-
ses Verhalten. Übrigens ken-
nen wir das von der CSU: in
Berlin in der Regierung sein
und hier im Land dagegen stän-
kern. Auf meine Meinung, die
eines alten Liberalen, hat das
alles keinen Einfluss. Ein Kolle-
ge von der „Bayerischen Staats-
zeitung“, der ein Porträt über
mich geschrieben hat, hat in
ganz Deutschland, in allen
15 Landesparlamenten recher-
chiert und herausgefunden,
dass ich der älteste Abgeordne-
te überhaupt bin. Ich setze auf

chen nicht beispielsweise die
Bezirkssportanlagen? Der Paul
Breitner, der seinen Körper im-
mer noch fit hält, der beklagt
sich bei mir, dass man da drau-
ßen im Landkreis München, wo
er wohnt, nicht auf die Aschen-
bahn darf. Unter freiem Him-
mel im Kreis laufen. Das verste-
hen die Leute nicht, und dage-
gen bin ich als Liberaler sehr.
Wogegen noch?
Die Allianz Arena, 75 000 Plät-
ze, vom FC Bayern großartig
hygienisch perfekt und profes-
sionell vorbereitet, da kann
man doch ein paar Tausend mal
reinlassen. Die Bayern sehen
bei der Übertragung dieser
Geisterspiele in anderen Sta-
dien Leute drinnen – warum
nicht hier? Dagegen kann man
doch sein.
Ihr Parteivize Wolfgang Kubi-
cki rät vom zweiten Lockdown
betroffenen Hoteliers und Gas-
tronomen sogar dazu, juris-
tisch gegen die Beschränkun-
gen der Politik vorzugehen,
weil er sie in Teilen für rechts-
widrig hält. Schießt er damit
nicht übers Ziel hinaus?

„Das verstehen die
Leute nicht, dagegen
bin ich als Liberaler“

Ach, der Kubicki hat ein sehr
schönes Buch geschrieben über
Meinungsunfreiheit und
Sprachpolizei, da lese ich gera-
de drin, und das hat mir gut ge-
fallen. Ich sehe voller Sorge
nach Berlin, wo die Große Ko-
alition ein Gesetz vorbereitet,
um eine breitere gesetzliche
Grundlage für ihre Maßnah-
men zu schaffen. Für einen Li-
beralen erschütternd: Durch
Artikel 1, Nummer 16 und 17,
werden die Grundrechte der
Freiheit der Person, der Ver-
sammlungsfreiheit, der Freizü-
gigkeit und der Unverletzlich-
keit der Wohnung einge-
schränkt. Das ist unglaublich!
Gerade gegen die Einschrän-
kung der Unverletzlichkeit der
Wohnung regt sich Kritik.
Zu Recht. Da gab es schon An-
deutungen von Herrn Kretsch-
mann und Herrn Söder, die bei-
de schlau genug sind, um nicht
direkt zur Denunziation aufzu-
rufen. Aber es gab Bemerkun-
gen von beiden, durch die sich
ein Denunziant dazu ermun-
tert fühlen könnte, die Polizei
zu rufen, wenn sich in der
Nachbarwohnung ein paar

Helmut Markwort, mit
Leib und Seele Liberaler,
echauffiert sich über
Söder: Der würde die FDP
aus machtpolitischen
Gründen derzeit in die
Nähe der AfD stellen

AZ-INTERVIEW
mit

Helmut Markwort
Der 83-jährige Journalist
und Medienmanager sitzt
für die FDP als Abgeordneter
im Landtag. Er ist gleichzei-
tig dessen Alterspräsident.
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●

▲

Spahn ist vorsichtig optimistisch
BERLIN Bundesgesundheitsminister Jens Spahn (CDU) sieht
Anzeichen für eine positive Veränderung der Corona-Infek-
tionslage in Deutschland. Die Dynamik des Infektionsge-
schehens habe sich in den vergangenen Tagen „deutlich
reduziert“, sagte er gestern in der TV-Sendung „Frühstart“
von RTL und ntv. „Es steigt noch, aber es steigt weniger stark.
Das ist erstmal ermutigend, aber es reicht noch nicht.“ Noch
sei es zu früh, von einer „Trendwende“ zu sprechen. Zugleich
hat Spahn Pläne für frühere Winterferien in Nordrhein-
Westfalen befürwortet. NRW-Schulministerin Yvonne
Gebauer (FDP) sagte gestern, man habe sich entschieden den
Schülern am 21. und 22. Dezember schon freizugeben.

●

▲

Gericht kippt Corona-Auflagen
MÜNSTER Das Oberverwaltungsgericht NRW hat mehrere
pauschale Corona-Beschränkungen für Demonstrationen in
Köln für rechtswidrig erklärt, wie es gestern mitteilte. Kon-
kret gehe es um die in Köln verfügte Begrenzung von Ver-
sammlungen auf maximal 100 Leute, die Maskenpflicht für
alle Teilnehmer – abgesehen von Rednern während ihrer
Rede - und das Verbot von Aufmärschen. Das Gericht gab
damit nach eigenen Angaben Beschwerden von zwei Antrag-
stellern statt, die für den Mittwoch verschiedene Kundge-
bungen und einen Aufzug in Köln angemeldet hatten.

●

▲

Rassismus bei der Polizei
BERLIN Innerhalb der Polizei gibt es nach einer bundesweiten
Studie von Bochumer Wissenschaftlern Hinweise auf Rassis-
mus. Sowohl Betroffene als auch Polizisten hätten in Befra-
gungen von bewusstem und unbewusstem rassistischem
Handeln von Polizeibeamten berichtet, sagte Professor
Tobias Singelnstein von der Ruhr-Universität Bochum. Opfer
rechtswidriger Polizeigewalt erwähnten demnach eindeutig
rassistische, antisemitische und islamfeindliche Beleidigun-
gen von Polizisten. Polizisten hätten dies in Experteninter-
views als Verhalten und Aussagen von Kollegen bestätigt.

●

▲

Ehrung für „Omas gegen rechts“
BERLIN Die Initiative
„Omas gegen rechts“
wird vom Zentralrat der
Juden in Deutschland
mit dem Paul-Spiegel-
Preis für Zivilcourage ge-
ehrt. Damit werde das
Engagement älterer
Menschen für Demokra-
tie und Menschenrechte
gewürdigt, teilte der
Zentralrat gestern in
Berlin mit. Wegen der Corona-Pandemie findet die Preis-
verleihung erst im Frühsommer 2021 statt. Die „Omas gegen
rechts“ setzten sich mit kreativen Protestformen für die
Demokratie ein, von Anfeindungen ließen sie sich nicht
einschüchtern, sagte Zentralratspräsident Josef Schuster.

Die Omas in Aktion. Foto: dpa

AKTUELLE ZAHLEN

Sieben-Tage-Wert bei 196,1
L aut Johns-Hopkins-Uni-

versität waren gestern
bundesweit 715 693 Infek-
tionen mit Sars-CoV-2
bekannt. 11 800 Menschen,
die sich angesteckt hatten,
sind gestorben. Die Zahl der
Genesenen wird mit 446 336
angegeben.

In Bayern sind bis gestern
Morgen 140 509 Menschen
positiv getestet worden. Ge-
storben sind laut Landesamt

für Gesundheit 3019 Infizier-
te. Die Zahl der Genesenen
wird auf 93 810 geschätzt.

In München wurden für
Dienstag 407 neue Fälle ge-
meldet. Insgesamt sind in
München bislang 21484 In-
fektionen bestätigt. In dieser
Zahl enthalten sind
15 661 Patienten, die gene-
sen sind, sowie 266 Todesfäl-
le. Die Sieben-Tage-Inzidenz
beträgt laut LGL 196,1.

AFD BAYERN

Geschrumpfter Parteitag
V ergnügungssteuerpflich-

tig dürfte der Parteitag
der bayerischen AfD, der am
21. November in Greding
(Landkreis Roth) stattfinden
soll, nicht werden. Die Ver-
handlungen finden nach bis-
heriger Planung schwer-
punktmäßig in einem ver-
mutlich zugigen Zelt statt,
das auf einem Parkplatz ne-
ben der „Hippodrom“-Ver-
anstaltungshalle errichtet
werden soll. Verpflegung ist
verboten. Es sieht aber so
aus, als ob zuvor die Gerichte
das Sagen haben werden.

Ursprünglich hatte die AfD
Bayern 751 Teilnehmer zu
ihrem Landesparteitag ange-
meldet. Auf der Grundlage
der 8. bayerischen Infekti-

onsschutzmaßnahmenver-
ordnung will das zuständige
Landratsamt in Roth jetzt die
Teilnehmerzahl auf 100 be-
grenzen, wie eine Sprecherin
der Behörde gestern auf AZ-
Anfrage mitteilte.

Die AfD wiederum beruft
sich auf das Parteienprivileg
des Grundgesetzes, aus dem
sie Sonderrechte für Partei-
tage herleitet. „Zu 99 Pro-
zent“, so AfD-Veranstal-
tungsleiter Andreas Füssel,
werde seine Partei dagegen
gerichtlich per Eilantrag vor-
gehen. Die Satzung der AfD
schreibe „Mitglieder-Partei-
tage“ vor, an denen grund-
sätzlich jedes der etwa 5000
bayerischen Mitglieder teil-
nehmen könnte. Ralf Müller
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